
Vereinbarung zur Zusammenarbeit des Medizinischen
Dienstes Niedersachsen (MDN), des Prüfdienstes des

Verbandes der Privaten Krankenversicherung e.V. (PKV-
Prüfdienst) und der kommunalen Heimaufsichtsbehörden

in Niedersachsen

Präambel

Diese Vereinbarung regelt die Zusammenarbeit der verschiedenen
Beteiligten bei der Prüfung stationärer Pflegeeinrichtungen. Ziel ist es,
einerseits den Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner sicherzustellen
und andererseits den Aufwand für die Beschäftigten und die
Einrichtungsleitungen möglichst ausgewogen zu gestalten und
bürokratische Hürden abzubauen. Zudem werden die im Rahmen des
Prüfverfahrens bestehenden Handlungsmöglichkeiten dargestellt.

Die bundeseinheitlichen Vorschriften des Sozialgesetzbuches Elftes
Buch (SGB XI) und das Niedersächsische Gesetz über unterstützende
Wohnformen (NuWG) verpflichten die Landesverbände der gesetzlichen
Pflegekassen, den Medizinischen Dienst Niedersachsen (MDN), den
Prüfdienst des Verbandes der Privaten Krankenversicherung e. V. (PKV-
Prüfdienst) sowie die zuständigen Aufsichtsbehörden (Heimaufsichtsbe-
hörden) zu einer engen Zusammenarbeit bei der Überprüfung von statio-
nären und teilstationären Pflegeeinrichtungen (88 114 Abs. 3, 114a Abs.
2 u. 4, 115 Abs. 1, 117 SGB XI, 88 1 Abs. 2 Nr. 7 und 15 NuWG).

Mit der „Gemeinsamen Empfehlung zur Zusammenarbeit des Medizini-
schen Dienstes und der Heimaufsichtsbehörden im Rahmen von Prüfun-
gen nach dem 11. Kapitel des SGB XI / 88 15 und 20 des Heimgesetzes
(HeimG) in Niedersachsen“ vom September 2006 wurde erstmals ein
landeseinheitliches Verfahren als Arbeitshilfe für die Heimaufsichtsbe-
hörden und den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDKN)
geschaffen, um Doppelprüfungen nach Möglichkeit zu vermeiden und
einen effektiveren Einsatz der beteiligten Prüfinstanzen zu erreichen.

Am 31.03.2014 haben die Verbände der gesetzlichen Pflegekassen in
Niedersachsen, der Verband der Privaten Krankenversicherung e. V.,
das Land Niedersachsen und die Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen
Spitzenverbände Niedersachsens eine „Vereinbarung zur
Zusammenarbeit des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung
Niedersachsen, des Prüfdienstes des Verbandes der Privaten



Krankenversicherung e. V. und der Heimaufsichtsbehörden des Landes
Niedersachsen“ geschlossen.

Vor einer landesweiten Implementierung sollte diese Vereinbarung von
den 29 teilnehmenden Kommunen über einen Zeitraum von zwei Jahren
erprobt und anschließend evaluiert werden.

Mit Blick auf das positive Umfrageergebnis sprach sich die Arbeitsgruppe
Evaluation im Jahr 2016 für eine weitere freiwillige landesweite
Umsetzung der Vereinbarung aus. Allerdings hielt sie insbesondere
aufgrund der geänderten gesetzlichen Rahmenbedingungen sowohl auf
Bundes- als auch auf Landesebene eine inhaltliche Modifizierung der
Vereinbarung für unbedingt erforderlich.

In den vergangenen acht Jahren ist es zu zahlreichen Änderungen im
SGB XI gekommen. Insbesondere sind mit dem zweiten
Pflegestärkungsgesetz im Jahr 2017 die Regelungen zur
Qualitätssicherung auf wissenschaftlicher Grundlage weiterentwickelt
worden. Seit dem 01.11.2019 sind die Richtlinien des GKV-
Spitzenverbands über die Durchführung der Prüfung der in
Pflegeeinrichtungen erbrachten Leistungen und deren Qualität nach
$ 114 SGB XI für die vollstationäre Pflege (QP-Richtlinie) in Kraft..Diese
für den MDN und den PKV-Prüfdienst verbindlichen Richtlinien enthalten
auch Vorgaben für die Zusammenarbeit mit den nach heimrechtlichen
Vorschriften zuständigen Aufsichtsbehörden.

Die Vereinbarungspartner betonen die erfolgreiche Zusammenarbeit in
den vergangenen Jahren, die erheblich zum Schutz der
pflegebedürftigen Menschen in den voll- und teilstationären
Einrichtungen beigetragen und unverhältnismäßige Belastungen der
Betreiberinnen und Betreiber vermieden hat. Sie sehen aber gleichwohl
die Notwendigkeit einer Anpassung der Vereinbarung, die auf den
unterschiedlichen ordnungs- und leistungsrechtlichen Zuständigkeiten
der Prüfpartner fußt:

Die Heimaufsichtsbehörden haben zu prüfen, ob die Anforderungen
nach dem NuWG und der dazugehörigen Verordnungen erfüllt werden.
Sie prüfen daher die Struktur, Prozess- und die Ergebnisqualität. Die
Ausgestaltung der Prüfung obliegt den Heimaufsichtsbehörden nach
eigenem Ermessen.

Der MDN und der PKV-Prüfdienst führen die Qualitätsprüfungen im
Auftrag der Landesverbände der Pflegekassen nach den Vorschiften im
Elften Kapitel des Sozialgesetzbuch XI durch. Diese erfassen



insbesondere die Ergebnisqualität, können sich aber auch auf die
Prozessqualität sowie die Strukturqualität erstrecken.' Maßgeblich für die
Prüfung sind neben den gesetzlichen und vertraglichen
Rahmenbedingungen insbesondere die QP-Richtlinie sowie die
Maßstäbe und Grundsätze für die Qualität, die Qualitätssicherung und -
darstellung sowie für die Entwicklung eines einrichtungsinternen
Qualitätsmanagements nach $ 113 SGB XI in der vollstationären Pflege.

Ziel der Vereinbarung ist es weiterhin, die Prüfungen im Interesse der
Bewohnerinnen und Bewohner und der Pflegeeinrichtungen effektiv zu
koordinieren, um z. B. Doppelprüfungen zu vermeiden. Soweit sich die
Prüfinhalte der Prüfpartner überschneiden, sollten unterschiedliche
Bewertungen bei gleichgelagerten Sachverhalten vermieden werden.

Die Regelungen sind geeignet, die bewährte Zusammenarbeit zwischen
den Heimaufsichtsbehörden und dem MDN bzw. dem PKV-Prüfdienst
fortzusetzen, um dem Wohl der Bewohnerinnen und Bewohner zu
dienen und die Einrichtungen auch künftig zu entlasten, sofern dies mit
den Interessen pflegebedürftiger Menschen vereinbar ist.

! Siehe 8 114 Abs. 2 Satz 6 SGB XI. Solche Prüfungsinhalte sind allerdings nach der QP-Richtlinie
obligatorisch.



Erstes Kapitel - Terminabstimmungen

81 Regelprüfung?

Regelprüfungen finden in den durch das NuWG bzw. das
Sozialgesetzbuch XI vorgesehenen Zeitabständen statt.

Nach $ 9 Abs. 4 NuWG prüft die Heimaufsichtsbehörde jedes Heim
mindestens einmal jährlich. Sie kann die Prüfungsabstände auf bis zu
zwei Jahre ausdehnen, wenn ein Heim durch den MDN, den PKV-
Prüfdienst oder bestellte Sachverständige geprüft worden ist.

Sofern die Voraussetzungen des $ 9 Abs. 4 NuWG vorliegen, prüfen die
Heimaufsichtsbehörden, ob und ggf. in welchem Umfang die
Prüfungsabstände ausgedehnt bzw. der Prüfumfang verringert werden
können. Bei ihrer Entscheidung berücksichtigen sie die Ergebnisse der
Prüfung des MDN bzw. des PKV-Prüfdienstes. Sofern deren Prüfung
nicht zur Feststellung wesentlicher Qualitätsmängel geführt hat, werden
die Heimaufsichtsbehörden ihr Ermessen regelmäßig dahingehend
ausüben, die Prüfungsabstände auszudehnen und/oder den Prüfumfang
in diesem Rahmen zu verringern.

Die Landesverbände der Pflegekassen veranlassen nach 8 114 Abs. 2
SGB XI in zugelassenen Pflegeeinrichtungen regelmäßig im Abstand
von höchstens einem Jahr eine Prüfung durch den MDN, den PKV-
Prüfdienst oder durch von ihnen bestellte Sachverständige. Die
Richtlinien nach $ 114c SGB XI zur Verlängerung des Prüfrhythmus bei
guter Qualität sind zu beachten. $ 114c Abs. 1 Satz 1 SGB XI sieht
insoweit vor, dass eine Prüfung in einer zugelassenen vollstationären
Pflegeeinrichtung regelmäßig im Abstand von höchstens zwei Jahren
stattfinden soll, wenn durch die jeweilige Einrichtung ein hohes
Qualitätsniveau erreicht ist.

Die Heimaufsichtsbehörden und die Landesverbände der Pflegekassen
informieren sich gegenseitig so frühzeitig wie möglich, bevor eine
Entscheidung über eine Ausdehnung von Prüfungsabständen nach
S 9 Abs. 4 Satz 2 NuWG bzw. 8 114c Abs. 1 Satz 1 SGB XI getroffen
werden soll.

2 Im Ordnungsrecht werden diese Prüfungen als wiederkehrende Prüfungen bezeichnet, siehe & 9
Abs. 1 Satz 1 NuWG. Zur besseren Lesbarkeit wird nur die Formulierung Regelprüfung verwendet.



Nach Erteilung des Prüfauftrags durch die Landesverbände der
Pflegekassen teilt der MDN oder der PKV-Prüfdienst der jeweils
zuständigen Heimaufsichtsbehörde so frühzeitig wie möglich den
vorgesehenen Prüfungszeitraum sowie die Namen und Anschriften der
stationären Einrichtungen mit, die voraussichtlich in ihrem
Zuständigkeitsbereich geprüft werden sollen. Die Mitteilung umfasst
auch die Information, ob es sich um angemeldete oder unangemeldete
Prüfungen handelt.

Die Heimaufsichtsbehörde berücksichtigt soweit als möglich die
Terminierungen von MDN und PKV-Prüfdienst bei der Planung ihrer
eigenen Prüftätigkeit. Sie richtet ihre Prüfplanung nach Möglichkeit so
aus, dass es nicht im engen zeitlichen Zusammenhang zu einer Prüfung
durch MDN oder PKV-Prüfdienst und die Heimaufsichtsbehörde kommt
(Doppelprüfung).

Die Heimaufsichtsbehörde und der MDN bzw. der PKV-Prüfdienst
stimmen sich ab, ob die Prüfung getrennt oder gemeinsam durchgeführt
werden soll. Im Falle einer gemeinsamen Prüfung soll die
Heimaufsichtsbehörde grundsätzlich die Planungen des MDN oder des
PKV-Prüfdienstes übernehmen. Eine Abstimmung erfolgt auch im Falle
kurzfristiger Terminänderungen.

82 Anlassprüfung

Anlassprüfungen werden durchgeführt, wenn Anhaltspunkte für
Qualitätsdefizite vorliegen, vor allem bei Beschwerden von
Bewohnerinnen und Bewohnern, deren Angehörigen oder wenn andere
Stellen über Indizien für Mängel unterrichten.

Die Heimaufsichtsbehörde prüft jeweils, ob sie die Informationen, die zu
der Anlassprüfung führen, an die Landesverbände der Pflegekassen
weiterleitet oder das Verfahren allein weiter betreibt. Dies gilt
entsprechend, wenn den Landesverbänden der Pflegekassen, dem MDN
oder dem PKV-Prüfdienst Informationen vorliegen, die zu einer
Anlassprüfung führen.

Soweit die Heimaufsichtsbehörde sowie der MDN oder der PKV-
Prüfdienst nach Erteilung eines Prüfauftrags einvernehmlich
entscheiden, dass eine gemeinsame Anlassprüfung durchgeführt werden
soll, stimmen die Prüfpartner deren Termin unverzüglich ab.



83 Eilige Anlassprüfung aus gravierendem Grund

Anlassprüfungen aus gravierendem Grund sind solche, bei denen der
begründete Verdacht auf eine bereits eingetretene oder unmittelbar
drohende Gefahr für besonders hochwertige Rechtsgüter der
Bewohnerinnen und Bewohner, insbesondere für Leib oder Leben
besteht.

Die Heimaufsichtsbehörde sowie der MDN bzw. der PKV-Prüfdienst
informieren sich nach Erteilung eines Prüfauftrags unverzüglich unter
Mitteilung des prüfrelevanten Sachverhalts und stimmen ggf. eine
unverzügliche gemeinsame Prüfung ab.

84 Wiederholungsprüfung

Wiederholungsprüfungen können durchgeführt werden, um die
Beseitigung festgestellter Qualitätsmängel zu überprüfen.

Der MDN oder PKV-Prüfdienst teilt der zuständigen
Heimaufsichtsbehörde unverzüglich den Prüftermin einer von den
Landesverbänden der Pflegekassen veranlassten Wiederholungsprüfung
mit. Die Heimaufsichtsbehörde begleitet den MDN oder den PKV-
Prüfdienst bei der Wiederholungsprüfung nach eigenem Ermessen.



Zweites Kapitel - Verfahrensregelungen zur arbeitsteiligen Zusam-
menarbeit

Bei allen Prüfungsformen kann es zu Überschneidungen bei den
Zuständigkeiten der Heimaufsichtsbehörden, des MDN bzw. des PKV-
Prüfdienstes kommen. Dies gilt insbesondere für pflegefachliche
Fragestellungen. In diesem Fall streben die Prüfpartner eine konsentierte
Bewertung des Sachverhalts an.

Regelprüfung

Regelprüfungen erfolgen arbeitsteilig und können sowohl getrennt als
auch gemeinsam durchgeführt werden.

Dabei prüfen die Heimaufsichtsbehörden die Bereiche der Struktur-,
Prozess- und Ergebnisqualität auf Basis der heimrechtlichen
Bestimmungen, der MDN oder der PKV-Prüfdienst grundsätzlich die
Ergebnisqualität und eingeschränkt die Struktur- und Prozessqualität
unter Zugrundelegung der Qualitätsprüfungs-Richtlinie gemäß $ 114a
Abs. 7 SGB XI und der Pflege-Transparenzvereinbarung stationär
gemäß $ 115 Abs. la Satz 6 SGB XI.

Soweit die Heimaufsichtsbehörde im Hinblick auf $ 9 Abs. 4 NuWG
beabsichtigt, den Prüfumfang zu verringern (siehe $ 1), informiert sie die
Landesverbände der Pflegekassen entsprechend.

Eine trennscharfe Abgrenzung der jeweiligen, gesetzlich verankerten
Zuständigkeiten ist nicht möglich. Indizielle Bedeutung kommt für den
MDN und den PKV-Prüfdienst der Erhebungsbogen zur Prüfung der
Qualität in der stationären Pflege nach den 88 114 ff. SGB XI zu; für die
Heimaufsichtsbehörden gibt es keinen einheitlichen Prüfkatalog, so dass
die Vorschriften im NuWG maßgeblich sind. Das Land wird gemeinsam
mit den Heimaufsichtsbehörden die Erstellung eines Rahmenkatalogs
mit unerlässlichen Prüfkriterien prüfen. Sobald dieser vorliegt, erhalten
der MDN und der PKV-Prüfdienst diesen zur Kenntnis.

Der MDN oder der PKV-Prüfdienst beachtet die Mitteilungspflichten an
die Heimaufsichtsbehörden in Ziffer 13 Abs. 4 der QP-Richtlinie.

Die Heimaufsichtsbehörde informiert die Landesverbände der
Pflegekassen unverzüglich über Erkenntnisse aus den Prüfungen, soweit
diese zur Vorbereitung und Durchführung von leistungsrechtlichen
Maßnahmen erforderlich sind.



$5 Zusammenarbeit bei getrennten Regelprüfungen

Bei Verdacht auf Mängel, die den Prüfbereich auch des jeweils anderen
Prüfpartners berühren können, etwa bei während der Prüfung
geäußerten konkreten Bewohnerbeschwerden oder bei Zufallsfunden, ist
dieser unverzüglich über den festgestellten Sachverhalt zu informieren.

Soweit sich diese Vorgehensweise, insbesondere wegen Gefährdung
schutzwürdiger Belange der Bewohnerinnen und Bewohner, unter recht-
lichen Aspekten verbietet, hat der Prüfpartner vor Ort das für geboten
und erforderlich Gehaltene zu veranlassen. Das Gleiche gilt hinsichtlich
beweissichernder Maßnahmen, wenn die Besorgnis der Beweisvereite-
lung durch Dritte besteht. Die Prüfpartner haben sich in diesen Fällen
unverzüglich über das Veranlasste zu unterrichten und die Frage der
weiteren Vorgehensweise einvernehmlich zu klären.

Soweit einzelne geringfügige Mängel im Bereich des jeweils anderen
Prüfpartners im Beratungswege abgestellt werden können, kann von
einer Information des Prüfpartners abgesehen werden.

$6 Zusammenarbeit bei gemeinsamen Regelprüfungen

Regelhafte Begehungen der Heimaufsichtsbehörden und des MDN oder
des PKV-Prüfdienstes sollen soweit als möglich miteinander abgestimmt
und gemeinsam durchgeführt werden.

Die Prüfpartner verständigen sich — soweit im Einzelfall erforderlich — vor
Beginn der Prüfung über den inhaltlichen Ablauf.

Die Prüfung soll mit einem gemeinsamen Eröffnungsgespräch mit der
Vertretung der Einrichtung beginnen, in dem die Prüfpartner jeweils
getrennt kurz die zu prüfenden Sachverhalte sowie ihre vorläufigen
Prüfschwerpunkte erläutern.

Die Prüfpartner arbeiten während der Prüfung partnerschaftlich
zusammen, gewähren sich die erforderliche Hilfe und Unterstützung und
tauschen sich bei Bedarf unverzüglich über prüfungsrelevante
Feststellungen aus.



Die Prüfung soll regelmäßig mit einem gemeinsamen
Abschlussgespräch beendet werden, in dem die Prüfpartner gesondert
den Einrichtungsvertretern die Ergebnisse der Prüfung erläutern.

Das Abschlussgespräch ist von den Prüfpartnern vorzubereiten. Sowohl
Ablauf als auch wesentlicher Inhalt sind von den Prüfpartnern in der ge-
botenen Kürze vorzubesprechen und abzustimmen. Dabei ist
insbesondere zu klären, ob und welche Maßgaben des Prüfpartners
wegen besonderer Eilbedürftigkeit oder konkret drohender Gefahr für
besonders hochwertige Rechtsgüter der Bewohnerinnen und Bewohner
in die Beratung der Prüfpartner vor Ort aufgenommen werden und/oder
zu einer sofortigen Anordnung auf der Grundlage des NuWG führen
müssen.

Bei Vorliegen vertretbarer Gründe kann ein getrenntes
Abschlussgespräch der Prüfpartner erforderlich sein. Der Schutz der
Bewohnerinnen und Bewohner darf durch getrennte
Abschlussgespräche nicht beeinträchtigt werden, so dass auch in
diesem Fall die erforderlichen Maßnahmen zu treffen sind.

Anlassprüfung

87 Zusammenarbeit bei Anlassprüfungen

Beschwerden oder Hinweisen auf Mängel wird im Rahmen von
Anlassprüfungen innerhalb der jeweiligen Prüfgebiete nach eigenem
Ermessen von den Prüfpartnern nachgegangen. Soweit der Anlass
Prüfgebiete auch des Prüfpartners betrifft, ist dieser über die
Beschwerde oder den Hinweis zu unterrichten.

Die Prüfpartner stimmen sich ab, ob eine gemeinsame Prüfung
durchgeführt werden soll.

$8 Zusammenarbeit bei eiliger Anlassprüfung aus gravierendem
Grund

Wenn aufgrund einer Beschwerde der Verdacht auf eine bereits
eingetretene oder unmittelbar drohende Gefahr für besonders
hochwertige Rechtsgüter der Bewohnerinnen und Bewohner besteht,
insbesondere für Leib oder Leben, ist es, unabhängig von der
getroffenen Terminabstimmung der Prüfpartner, grundsätzlich Aufgabe
der Heimaufsichtsbehörde, vor Ort die erforderlichen Maßnahmen zu
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treffen, um Schaden von den Bewohnerinnen und Bewohnern
abzuwenden und den Betreiber des Heims zur Einhaltung der ihm
rechtlich obliegenden Verpflichtungen anzuhalten. In diesen Fällen sowie
in Fällen von vergleichbarer herausragender Bedeutung ist die
Mangelbeseitigung, soweit diese nicht unmittelbar vor Ort erfolgt ist, von
der Heimaufsichtsbehörde nach Abschluss der Prüfung laufend und
konsequent zu begleiten und zu überwachen.

Im Rahmen der partnerschaftlichen Zusammenarbeit informiert die
Heimaufsichtsbehörde den MDN bzw. den PKV-Prüfdienst unverzüglich
über den Sachverhalt. Sofern eine gemeinsame Prüfung nicht stattfindet,
kann die Heimaufsichtsbehörde über die Landesverbände der
Pflegekassen bei Bedarf den MDN oder den PKV-Prüfdienst um
Amtshilfe bei der Prüfung ersuchen.
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Drittes Kapitel — Verfahren nach Abschluss getrennter oder gemein-
samer Prüfung

Die zuständigen Heimaufsichtsbehörden und die Landesverbände der
Pflegekassen begleiten und überwachen die Mangelabstellung in ihren
jeweiligen Prüfgebieten grundsätzlich in eigener Zuständigkeit.

Die Heimaufsichtsbehörde unterrichtet die Landesverbände der Pflege-
kassen bei Einleitung eines Anhörungsverfahrens über beabsichtigte
Anordnungen sowie nach erfolgter Mangelbeseitigung über das Ergebnis
des abgeschlossenen Verwaltungsverfahrens oder über eine erfolgte
Klageerhebung. Wird der Mangel nicht innerhalb angemessener Frist
beseitigt, erhalten die Landesverbände der Pflegekassen eine
Sachstandsmiitteilung.

Mögliche Sachstandsanfragen der Landesverbände der Pflegekassen an
die Heimaufsichtsbehörden in laufenden Verfahren bleiben hiervon
unberührt.

Richtet sich eine Klage gegen einen Verwaltungsakt der
Heimaufsichtsbehörde, dem auch eine Feststellung des Prüfpartners
zugrunde liegt, hat die Heimaufsichtsbehörde die Beiladung der
Landesverbände der Pflegekassen zu dem Verfahren bei dem
zuständigen Verwaltungsgericht zu beantragen. Die Landesverbände der
Pflegekassen unterstützen die beklagte Heimaufsichtsbehörde fachlich
bei der Prozessführung.

Die Landesverbände der Pflegekassen übermitteln der
Heimaufsichtsbehörde die Mängelbeseitigungserklärung seitens der
vollstationären Pflegeeinrichtung auf Anforderung.

Wiederholungsprüfung

$9 Zusammenarbeit bei Wiederholungsprüfungen

Sofern die Landesverbände der Pflegekassen einen Prüfauftrag für eine
Wiederholungsprüfung erteilen, begleitet die Heimaufsichtsbehörde den
Prüfpartner bei dieser Prüfung nach eigenem Ermessen. Die
Heimaufsichtsbehörde trifft in diesem Fall vor Ort oder nach
Durchführung der Prüfung auf Basis der Prüfergebnisse des MDN oder
des PKV-Prüfdienstes, ungeachtet der von den Landesverbänden der
Pflegekassen zu treffenden Maßnahmen die zur Mangelbeseitigung
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erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der Bewohnerinnen und
Bewohner auf der Grundlage des NuWG.

$ 10 Informationsaustausch nach abgeschlossenen Prüfungen

Nach jeder abgeschlossenen Prüfung informieren sich die Prüfpartner
regelmäßig gegenseitig durch Austausch des Prüfberichts der
Heimaufsichtsbehörde bei Bedarf bzw. Übersendung des Prüfberichts
von MDN oder PKV-Prüfdienst (siehe Ziffer 14 Abs. 1 der QP-Richtlinie)
und übernehmen die für ihre Aufgaben und Tätigkeit jeweils relevanten
Feststellungen des Prüfpartners.

Ein etwaiger anlassbezogener Austausch der Prüfpartner bleibt hiervon
unberührt.
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Für die Verbände der gesetzlichen Pflegekassen in Niedersachsen:

NH Br
AOK Niedersachsen. Die Gesundheitskasse.

I.
BKK Landesverband Mitte, Landesvertretung Niedersachsen

LaKKcass c —_

iu. _Haavlar
KNAPPSCHAFT - Regiönaldirektion Nord

Aber]Boeelvereicheiling 
für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau

LVebi _S_
Ver röget! der Ersatzkassen e. V. Landesvertretung Niedersachsen, Hannover

Für den Verband der Privaten Krankenversicherung e.V.:

M7 Privaten Krankenversicherung e. V.
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Für das Land WanSER
Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Arbeit,
Gesundheit und Gleichstellung

Für die Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens:

Niederegfnoeher Landkreistag

INiedersäöhsischer sractae

Sans
Niedersächsischer Städte- fr mondebung




